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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die weitere Ver- 
längerung der Geltungsdauer des Gesetzes zur 
Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 144. Sitzung am 8. Juli 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Entwurf eines Gesetzes 

Über die weitere Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes zur 
Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer des Gesetzes zur Er- 
leichterung der Annahme an Kindes Statt 
vom 8. August 1950 (Bundesgesetzbl. S. 356) 
wird bis zum 31. Dezember 1960 verlängert; 
in diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren 
sind durchzuführen. 


B e g r ü 

Nach § 1741 BGB kann jemand einen an- 
deren an Kindes Statt nur annehmen, wenn 
er keine ehelichen Abkömmlinge hat. Die 
besonderen Verhältnisse des Krieges und der 
Nachkriegszeit führten nach dem Vorbild 
mehrerer Landesgesetze zum Erlaß des Bun- 
desgesetzes zur Erleichterung der Annahme 
an Kindes Statt vom 8. August 1950. Dieses 
Gesetz sieht vor, daß das zuständige Amts- 
gericht von dem Erfordernis der Kinder- 
losigkeit bei der Annahme an Kindes Statt 
Befreiung bewilligen kann, wenn der An- 
nahme an Kindes Statt keine überwiegenden 
Interessen der ehelichen Abkömmlinge ent- 
gegenstehen und wenn keine Gefährdung 
der Interessen des Anzunehmenden durch 
das Vorhandensein ehelicher Abkömmlinge 
zu befürchten ist; vermögensrechtliche Inter- 
essen der Beteiligten sollen dabei in der Re- 
gel nicht ausschlaggebend sein. In § 8 des 


§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


n d u n g 

Gesetzes ist seine Geltungsdauer bis zum 
Ende des Jahres 1952 befristet. 

Durch Gesetz vom 14. Februar 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 23) ist die Geltungsdauer 
des Gesetzes vom 8. August 1950 bis zum 
31. Dezember 1955 verlängert worden. Der 
vorliegende Entwurf schlägt eine weitere 
Verlängerung bis zum 31. Dezember 1960 
vor. 

Die angestellten Ermittlungen haben ergeben, 
daß von der Möglichkeit der Befreiung von 
dem Erfordernis der Kinderlosigkeit bei der 
Annahme an Kindes Statt in erheblichem 
Umfang Gebrauch gemacht worden ist, ins- 
besondere auch in Fällen, die der Gesetzgeber 
bei Erlaß des Gesetzes vom 8. August 1950 
nicht in erster Linie im Auge gehabt hat. 

Häufig handelte es sich insbesondere um die 
Adoption des unehelichen oder erstehelichen 


2 



Kindes des anderen Ehegatten oder des 
eigenen unehelichen Kindes; nicht selten war 
auch der Wunsch maßgebend, ein einziges 
leibliches Kind nicht allein aufwachsen zu 
lassen. 

Unter diesen Umständen wird allgemein be- 
fürwortet, die durch das Gesetz gewährte 
Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 
jedenfalls einstweilen beizubehalten. Der seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 
8. August 1950 verflossene Zeitraum ist noch 
zu kurz, um beurteilen zu können, ob die 


Regelung des Gesetzes vom 8. August 1950 
auf die Dauer beizubehalten ist. Ausreichende 
Erfahrungen über die Auswirkungen des Ge- 
setzes liegen noch nicht vor. Etwaige Miß- 
stände, die sich aus dem Vorhandensein von 
angenommenen Kindern neben leiblichen 
Kindern ergeben könnten, werden sich mög- 
licherweise erst nach einem längeren Zeit- 
raum heraussteilen. 

Der Entwurf schlägt daher eine nochmalige 
Verlängerung der Geltungsdauer des Ge- 
setzes um fünf Jahre bis zum 31. Dezember 
1960 vor. 
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